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100-1-8 

Fünftes Gesetz 
zur Änderung der 

Verfassung des Freistaates Bayern 

Vom 20. Juni 1984 

Das Volk des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekanntgemacht 
wird: 

§1 

Die Verfassung des Freistaates Bayern vom 2. De­
zember 1946 (BayBS I S. 3), zuletzt geändert durch Ge­
setz vom 19. Juli 1973 (GVBI S. 389), wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Der bi~herige Text wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

.. (2) Der Staat schützt die natürlichen Lebens­
grundlagen und die kulturelle Überlieferung." 

2. Im Dritten Hauptteil erhält die Überschrift des 
2. Abschnitts folgende Fassung: 

,;2. Abschnitt 

Bildung und Schule, 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 

und der kulturellen Überlieferung" . 

3. Art. 131 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

.. (2) Oberste Bildungsziele sind Ehrfurcht vor Gott; 
Achtung vor religiöser Überzeugung und vor der 
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Würde des Menschen, Selbstbeherrschung, Verant­
wortungsgefühl und Verantwortungsfreudigkeit, 
Hilfsbereitschaft, Aufgeschlossenheit für alles Wah­
re, Gute \1.nd Schöne und Verantwortungsbewußt­
sein für Natur und Umwelt." 

4. Art. 141 erhältfolgende Fassung: 

,,Art. 141 

(1) Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
ist, auch eingedenk der Verantwortung für die kom­
menden Generationen, der besonderen Fürsorge je­
des einzelnen und der staatlichen Gemeinschaft an­
vertraut. Mit Naturgütern ist schonend und sparsam 
umzugehen. Es gehört auch zu den vorrangigen Auf­
gaben von Staat, Gemeinden und Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, 

Boden , Wasser und Luft als natürliche Lebens­
grundlagen zu schützen, eingetretene Schäden 
möglichst zu beheben oder auszugleichen und 
auf möglichst sparsamen Umgang mit Energie 
zu achten , 
die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes zu 
erhalten und dauerhaft zu verbessern, 
den Wald wegen seiner besonderen Bedeutung 
für den Naturhaushalt zu schützen und einge­
tretene Schäden möglichst zu beheben oder 
auszugleichen , 
die heimischen Tier- und Pflanzenarten und 
ihre notwendigen Lebensräume sowie kenn­
zeichnen de Orts- und Landschaftsbilder zu 
schonen und zu erhalten . 

(2) Staat, Gemeinden und Körperschaften des 
öffentlichen Rechts haben die Aufgabe, 

die Denkmäler der Kunst , 'der Geschichte und 
der Natur sowie die Landschaft zu schützen 
und zu pflegen , 
herabgewürdigte Denkmäler der Kunst und der 
Geschichte möglichst ihrer früheren Best im­
mung wieder zuzuführen, 
die Abwanderung deutschen Kunstbesitzes ins 
Ausland zu verhüten . 

(3) Der Genuß der Naturschönheiten und die Er­
holung in der freien Natur, insbesondere das Betre­
ten von Wald und Bergweide, das Befahren der Ge­
wässer und die Aneignung wildwachsender Wald­
früchte ~n ortsüblichem Umfang ist jedermann ge­
stattet. Dabei ist jedermann verpflichtet, mit Natur 
und Landschaft pfleglich umzugehen. Staat und Ge­
meinde sind berechtigt und verpflichtet, der Allge­
meinheit die Zugänge zu Bergen, Seen, Flüssen und 
sonstigen landschaftlichen Schönheiten freizuhal­
ten und allenfalls durch Einschränkungen des Ei­
gentumsrechtes freizumachen sowie Wanderwege 
und Erholungsparks anzulegen." 

§2 

1 Dieses Gesetz ist dringlich. 2Es tritt am 1. Juli 1984 
in Kraft. 

München, den 20. Juni 1984 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef S t rau ß 

753-1-9-26-1 

Verordnung 
über die Bestimmung des 

Landratsamts 
Weißenburg-Gunzenhausen 

als zuständige Behörde 
zur Festsetzung eines 
Wasserschutzgebiets 

für die öffentliche Wasserversorgung 
des Ortsteils Zirndorf 

der Gemeinde Auhausen 

Vom 22. März 1984 

Auf Grund des Art. 75 Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen 
Wassergesetzes erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium des Innern folgende Verordnung: 

§ 1 

Das Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen wird 
als zuständige Behörde für den Erlaß, die Änderung 
und die Aufhebung einer Verordnung zur Festsetzung 
eines Wasserschutzgebiets für die öffentliche Wasser­
versorgung des Ortsteils Zirndorf der Gemeinde Au­
hausen bestimmt. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1984 in Kraft. 

München, den 22. März 1984 

Bayerisches Staatsministerium des Innem 

Dr. Kar! HilI e r m e i e r , Staatsminister 
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Bekanntmachung 
der Neufassung der 
Urlaubsverordnung 

Vom 3. Mai 1984 

Auf Grund des § 2 Abs.2 der Sechsten Verordnung 
zur Änderung der Urlaubsverordnung vom 20. März 
1984 (GVBI S . 86) wird nachstehend der Wortlaut der 
Urlaubsverordnung in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 26. November 1970 (GVBI S. 658, BayRS 
2030-2-25-F) i.n der vom 1. Januar 1984 an geltenden 
Fassung bekanntgemacht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch 

a) die Erste Verordnung zur Änderung der Urlaubs­
verordnung vom 16. Januar 1976 (GVBI S . 3), 

b) die Zweite Verordnung zur Änderung der Urlaubs­
verordnung vom 20. Oktober 1977 (GVBI S. 539), 

c) die Dritte Verordnung zur Änderung der Urlaubs­
verordnung vom 7. August 1979 (GVBI S. 212), . 

d) die Vierte Verordnung zur Änderung der Urlaubs­
verordnung vom 6. April 1981 (GVBl S. 87), 

e) die Fünfte Verordnung zur Änderung der Urlaubs­
verordnung vom 20. Juli 1982 (GVBI S. 479), 

f) die Sechste Verordnung zur Änderung der Urlaubs­
verordnung vom 20. März 1984 (GVBI S . 86). 

München, den 3. Mai 1984 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Max S t r e i b I, Staats minister 

225 
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2030-2-25-F 

Verordnung 
über den Urlaub der bayerischen Beamten und Richter 

(Urlaubsverordnung- UrlV) 
in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 3. Mai 1984 

Auf Grund von Art. 88a, und 99 des Bayerischen Be­
amtengesetzes und Art. 2 Abs. 1 des Bayerischen Rich­
tergesetzes erläßt die Bayerische Staatsregierung fol­
gende Verordnung: 

Erster Teil 

Geltungsbereich 

§ 1 

(1) IDiese Verordnung gilt für die Beamten und' 
Dienstanfänger des Staates, der Gemeinden, der Ge­
meindeverbände und der sonstigen unter der Aufsicht 
des Staates stehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts. 2Auf die Dienstan­
fänger sind, soweit nichts Besonderes bestimmt ist, die 
für die Beamten geltenden Vorschriften anzuwenden. 

(2) Für Richter gelten die Vorschriften dieser Ver­
ordnung entsprechend. 

Zweiter Teil 

Erholungsurlaub 

§2 

Die Beamten erhalten in jedem Kalenderjahr (Ur­
laubsjahr) Erholungsurlaub unter Fortgewährung der 
Leistungen des Dienstherrn. 

§3 

Der Erholungsurlaub ist so zu gewähren, daß die 
ordnungsmäßige Erledigung der Dienstgeschäfte ge­
währleistet ist und Stell vertretungs kosten , wenn mög­
lich, vermieden werden . 

§4 

(1) Der Erholungsurlaub beträgt 

Altersabteilung 1 
vor vollendetem 
30. Lebensjahr 

Altersabteilung 2. 
ab vollendetem 
30. Lebensjahr 

26 
Arbeitstage jährlich. 

29 

Altersabteilung 3 
ab vollendetem 
40. Lebensjahr 

30 

(2) Maßgebend für die Urlaubsdauer ist das Lebens­
jahr, das der Beamte im Lauf des Urlaubsjahres voll­
endet. , 

(3) 1 Bei den Lehrern an öffentlichen Schulen ist der 
Erholungs\lrlaub einschließlich eines Zusatzurlaubs 
durch die Schulferien abgegolten. 2Bleiben infolge 
dienstlicher Inanspruchnahme in den Schulferien die 
dienstfreien Ferientage hinter der Zahl der zustehen­
den Urlaubstage zurück, so ist insoweit Erholungsur­
laub außerhalb der Schulferien zu gewähren. 3Satz 2 
gilt nach Maßgabe des § 12 bei einer Erkrankung wäh­
rend der Schulferien entsprechend. 

(4) IDer Erholungsurlaub der Professoren im Sinn 
des Bayerischen Hochschullehrergesetzes ist durch 

die unterrichtsfreie Zeit abgegolten. 2Soweit der Erho­
lungsurlaub nach Absatz 1 aus zwingenden dienstli­
chen Gründen nicht während der unterrichtsfreien 
Zeit eingebracht werden kann, ist vom Staatsminister 
für Unterricht und Kultus insoweit Erholungsurlaub 
außerhalb der unterrichtsfreien Zeit zu gewähren. 
3Satz 2 gilt nach Maßgabe des § 12 bei einer Erkran­
kung' während der unterrichtsfreien Zeit entspre­
chend. 

§5 

(1) 1 Einen Zusatzurlaub von vier Arbeitstagen erhal­
ten Beamte, die überwiegend 

1. in der Tuberkulosefürsorge tätig sind oder 

2. mit infektiösem Material arbeiten oder 

3. ansteckend Kranke ärztlich oder pflegerisch be­
treuenoder 

4. dem Einfluß ionisierender Strahlen oder von Neu­
tronen ausgesetzt sind oder 

5. sonstige Tätigkeiten ausüben, die ihrer Art nach von 
der obersten Dienstbehörde als gesundheitsschäd­
lich oder gesundheitsgefährdend anerkannt sind. 

2Den gleichen Zusatzurlaub erhalten Beamte, die in 
psychiatrischen Einrichtungen tätig silid und über­
wiegend in unmittelbarem Kontakt mit den Kranken 
stehen. 

(2) 1 Der Zusatzurlaub wird, auch wenn mehrere der 
in Absatz 1 genannten Gründe zusammentreffen, nur 
einmal gewährt. 2A1s überwiegend ist eine Beschäfti­
gung anzusehen, die in den letzten sechs Monaten vor 
dem Urlaubsantritt mehr als die Hälfte der gesamten 
Arbeitszeit ausmacht. 

§6 

Beamte, die Schwerbehinderte im Sinn des § 1 des 
Schwerbehindertengesetzes sind, erhalten einen Zu­
satzurlaub von sechs Arbeitstagen. 

§7 

(1) Ein Beamter, der ständig nach einem Schichtplan 
(Dienstplan) eingesetzt ist, der einen regelmäßigen 
Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten 
vorsieht, und dabei in einem Urlaubsjahr in je fünf 
Wochen durchsC'hnittlich mindestens 40 Arbeitsstun­
den in der dienstplanmäßigen oder verwaltungsübli­
chen Nachtschicht leistet, erhält Zusatzurlaub. 

(2) IDer Zusatzurlaub nach Absatz 1 beträgt bei ei­
ner entsprechenden Dienstleistung im Kalenderjahr 

bei der 
Fünftagewoche 
an mindestens 

87 Arbeitstagen 
130 Arbeitstagen 
173 Arbeitstagen 
195 Arbeitstagen 

bei der \ 
Sechstagewoche 
an mindestens 

104 Arbeitstagen 
156 Arbeitstagen 
208 Arbeitstagen 
234 Arbeitstagen 

im Urlaubsjahr 

1 Arbeitstag 
2 Arbeitstage 
3 Arbeitstage 
4 Arbeitstage. 
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2Bei anderweitiger Verteilung der wöchentlichen Ar­
beitszeit ist die Zahl der für die Gewährung des Zu­
satzurlaubs maßgebenden Arbeitstage entsprechend 
zu ermitteln. 3Beginnt der Beamte an einem Tag, an 
dem er bereits eine volle, diesem Tag zuzurechnende 
Dienstschicht geleistet hat, eine weitere Dienstschicht, 
die nach § 10 Abs. 1 Satz 2 ebenfalls diesem Tag zuzu­
rechnen ist, sind zwei Arbeitstage anzusetzen. 

(3) Ein Beamter, der die Voraussetzungen des Ab­
satzes 1 nicht erfüllt, jedoch seinen Dienst nach einem 
Schichtplan (Dienstplan) zu erheblich unterschiedli­
chen Zeiten (im Schichtdienst oder jeweils innerhalb 
eines Monats im häufigen unregelmäßigen Wechsel 
mit Abweichungen von mindestens drei Stunden) be­
ginnt oder beendet, erhält bei einer Dienstleistung im 
Kalenderjahr von mindestens 

110 Nachtdienststunden 1 Arbeitstag, 
220 Nachtdienststunden 2 Arbeitstage, 
330 Nachtdienststunden 3 Arbeitstage, 
450 Nachtdienststunden 4 Arbeitstage 

Zusatzurlaub im Urlaubsjahr. 

(4) Ein Beamter, der die Voraussetzungen der Absät­
ze 1 und 3 nicht erfüllt, erhält bei einet Dienstleistung 
im Kalenderjahr von mindestens 

150 Nachtdienststunden 1 Arbeitstag, 
300 Nachtdienststunden 2 Arbeitstage, 
450 Nachtdienststunden 3 Arbeitstage, 
600 Nachtdienststunden 4Arbeitstage 

Zusatzurlaub im Urlaubsjahr. 

(5) Auf Beamte, deren Arbeitszeit ermäßigt worden 
ist, sind Absatz 1 und die Absätze 3 und 4 mit der Maß­
gabe anzuwenden, daß die Zahl der geforderten Ar­
beitsstunden in der Nachts<lhicht oder der geforderten 
Nachtdienststunden im Verhältnis der ermäßigten Ar­
beitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit gekürzt wird. 

(6) lDer Bemessung des Zusatzurlaubs für ein Ur­
laubsjahr werden die bei demselben Dienstherrn im 
vorangegangenen Urlaubsjahr erbrachten Dienstlei­
stungen nach den Absätzen 2 bis 4 zugrunde gelegt. 
2Der Zusatzurlaub nach den Absätzen 2 bis 4 darf ins­
gesamt vier Arbeitstage für das Urlaubsjahr nicht 
überschreiten; Absatz 7 bleibt unberührt. 3 Abweichend 
von § 10 Abs. 2 Satz 1 gilt die Höchstgrenze nach Satz 2 
auch dann, wenn die durchschnittliche regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit regelmäßig oder dienstplan­
mäßig im Durchschnitt des Urlaubsjahres auf mehr 
als fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt ist. 

(7) Für Beamte, die das 50. Lebensjahr vollendet ha­
ben oder im Lauf des Urlaubsjahres vollenden, erhöht 
sich der Zusatzurlaub um einen Arbeitstag. 

(8) lDie Absätze 1 bis 7 gelten nicht für Beamte der 
Feuerwehr und des Wachdienstes, wenn sie nach ei­
nem SchichLplan eingesetzt sind, der für den Regelfall 
Schichten von 24 Stunden Dauer vorsieht. 21st minde­
stens ein Viertel der Schichten, die Beamte im Sinn 
des Satzes 1 leisten, kürzer als 24, aber länger als 11 
Stunden, so erhalten sie für je fünf Monate Schicht­
dienst im Urlaubsjahr einen Arbeitstag Zusatzurlaub; 
Absatz 7 ist nicht anzuwenden. 

§8 
11m Sinn des § 7 sind: 

1. W e c 'h sei s chi c h t die n s t der Dienst 
. nach einem Schichtplan (Dienstplan), der einen re­

gelmäßigen Wechsel der täglichen Arbeit in Wech­
selschichten vorsieht, bei denen der Beamte durch­
schnittlich längstens nach Ablauf eines Monats er­
neut zur Nachtschicht (Nachtschichtfolge) herange-

zogen wird , 

2. S chi c h t die n s t der Dienst nach einem 
Schichtplan (Dienstplan), der einen regelmäßigen 
Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Zeitabschnitten 
von längstens einem Monat vorsieht, 

3. N ach t die n s t der im Rahmen der regelmäßi­
gen Arbeitszeit anfallende dienstplanmäßige bezie­
hungsweise verwaltungsübliche Dienst zwischen 21 
Uhr und 6 Uhr, soweit er nicht als Bereitschafts­
dienst geleistet wird. 

2Als Wechselschichten im Sinn des Satzes 1 Nr.1 gelten 
wechselnde Dienstschichten bei ununterbrochenem 
Fortgang der Arbeit während der ganzen Woche, gege­
benenfalls mit einer Unterbrechung am Wochenende 
von höchstens 48 Stunden Dauer. 

§9 

lZusatzuriaub nach § 5 Abs. 1 und § 7 wird nur bis zu 
insgesamt fünf Arbeitstagen im Urlaubsjahr gewährt. 
2§ 10 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 10 

(1) lArbeitstage sind alle Kalendertage, an denen der 
Beamte zu arbeiten hat. 2Endet eine Dienstschicht 
nicht an dem Kalendertag, an dem sie begonnen hat, 
gilt als Arbeitstag im Sinn des Satzes 1 nur der Kalen­
dertag, an dem sie begonnen hat. 

(2) lIst die Arbeitszeit so eingeteilt, daß sich im 
Durchschnitt des Urlaubsjahres mehr (weniger) als 
fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche ergeben, so er­
höht (vermindert) sich die Urlaubsdauer für jeden zu­
sätzlichen Arbeitstag (arbeitsfreien Tag) im Urlaubs­
jahr um 11250 des Urlaubs nach § 4 Abs. 1 zuzüglich ei­
nes etwaigen Zusatzurlaubs. ~Bruchteile unter 112 wer­
den abgerundet, sonst"aufgerundet. 

§11 

(1) lErholungsurlaub steht einem Beamten erst 
sechs Monate nach der Einstellung zu (Wartezeit). 2Die 
Zeit einer früheren Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst, die weniger als 60 Tage vor der Einstellung en­
dete, wird angerechnet. 3Bei Beamten, die zu Beginn 
des Urlaubsjahres noch nicht 18 Jahre alt sind (ju­
gendliche Beamte), verkürzt sich die Wartezeit auf drei 
Monate. 

(2) Erholungsurlaub kann vor Ablauf der Wartezeit 
gewährt werden, wenn besondere Gründe dies erfor­
dern. 

(3) IBeginnt oder endet das Beamtenverhältnis im 
Lauf des Urlaubsjahres, so steht dem Beamten für je­
den vollen Dienstmonat ein Zwölf tel des Jahresurlaubs 
zu. ~ § 10 Abs. 2 Satz 2 findet Anwendung. 3Jugendlichen 
Beamten steht von sechs vollen Dienstmonaten an der 
volle Jahresurlaub zu. 'Beamte, die in den Ruhestand 
treten, erhalten den halben Jahresurlaub , wenn das Be­
amtenverhältnis in der ersten Hälfte. den vollen Jahres­
urlaub. wenn es in der zweiten Hälfte des Urlaubsjah­
res endet. 

(4) Erholungsurlaub, der dem Beamten bei einer an­
deren Dienststelle oder während eines anderen Be­
schäftigungsverhältnisses im öffentlichen Dienst für 
einen Zeitraum gewährt worden ist, für den ihm nach 
dieser Verordnung Erholungsurlaub zusteht, ist anzu­
rechnen . 

§ 12 

(1) lWird ein Beamter während seines Erholungsur­
laubs durch Krankheit dienstunfähig und zeigt er dies 
unverzüglich an, so wird ihm die Zeit der Dienstunfä-
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higkeit nicht auf den· Erholungsuclaub angerechnet. 
2Die Dienstunfähigkeit ist durch ein ärztliches Zeug­
nis nachzuweisen. 3Auf Anordnung des Dienstvorge­
setzten ist ein amtsärztliches Zeugnis beizubringen. 

(2) Zur VerlängerU:ng des Erholungsurlaubs bedarf 
es einer neuen Genehmigung. 

§ 13 

(1) Der Erholungsurlaub ist auf Wunsch geteilt zu 
gewähren, jedoch ist im allgemeinen die Teilung in 
mehr als zwei Abschnitte zu vermeiden. 

(2) IDer Beamte soll seinen ErhOlungsurlaub mög­
lichst im laufenden Kalenderjahr voll ausnutzen. 2Ur­
laub, der nicht bis zum 30. April des folgenden Jahres 
angetreten ist, verfällt. 3In besonderen Einzelfällen 
kann diese Frist bis zum 31. August verlängert werden. 
4Läuft die Wartezeit erst im Lauf des folgenden Kalen­
derjahres ab, so verfällt der Erholungsurlaub, soweit 
er nicht bis zum 30. April des nächsten Jahres angetre­
ten ist. 

(3) IJugendlichen Beamten soll der Erholungsurlaub 
zusammenhängend, Berufsschülern in der Zeit der 
Berufsschulferien, gewährt werden. 2Soweit der Ur­
laub nicht in den Berufsschulferien gegeben wird, ist 
für jeden Berufsschultag, an dem die Berufsschule 
während des Urlaubs besucht wird, ein weiterer Ur­
laubstag zu gewähren. 

Dritter Teil 

Urlaub aus anderen Anlässen 

§ 14 

(1) In besonderen Fällen (Familienereignisse, Teil­
nahme an Veranstaltungen der Kirchen, Gewerk­
schaften oder Berufsverbände oder dergleichen) kann 
der Dienstvorgesetzte Urlaub ohne Anrechnung auf 
den Erholungsurlaub unter Fortgewährung der Lei­
stungen des Dienstherrn (Dienstbefreiung) gewähren. 

(2) IFür andere Fälle als Familienereignisse kann 
Dienstbefreiung bis zu fünf Arbeitstagen im Jahr, aus­
nahmsweise mit Zustimmung der obersten Dienstbe­
hörde oder der von ihr ermächtigten Behörde bis zu 
zehn Arbeitstagen im Jahr gewährt werden. 2Für die 
aktive Teilnahme an den Olympischen Spielen, sport­
lichen Welt- und Europameisterschaften, Europapo­
kaI-Wettbewerben, internationalen sportlichen Län­
derwettkämpfen und den dazugehörigen Vorberei­
tungskämpfen auf Bundesebene kann die oberste 
Dienstbehörde oder die. von ihr ermächtigte Behörde 
Dienstbefreiung auch über zehn Arbeitstage hinaus 
bewilligen. 

(3) IFür die Teilnahme an Sitzungen eines überörtli­
chen Gewerkschafts- oder Berufsverbandsvorstandes, 
dem der Beamte angehört, und an Tagungen von Ge­
werkschaften oder Berufsverbänden auf internationa­
ler, Bundes- oder Landesebene, an denen der Beamte 
als Mitglied eines Gewerkschafts- oder Berufsver­
bandsvorstandes oder als Delegierter teilnimmt, soll 
der Dienstvorgesetzte Dienstbefreiung gewähren, 
wenn nicht im Einzelfall dienstliche Gründe entgegen­
stehen. 2Dienstbefreiung nach Satz 1 wird - abgesehen 
von besonderen Fällen - bei Absatz 2 Satz 1 berück­
sichtigt, soweit sie fünf Arbeitstage im Kalenderjahr 
übersteigt. 

§ 15 

(1) IDem Beamten ist der zu einer Tätigkeit als Mit­
glied einer kommunalen Vertretung notwendige Ur­
laub zu gewähren, soweit es sich um die Teilnahme an 
Sitzungen handelt, in denen er Sitz und Stimme hat. 
2Die Leistungen des Dienstherrn werden dem Beam­
ten während des Urlaubs belassen. 

(2) IZur Ausübung anderer ehrenamtlicher Tätig­
keiten im öffentlichen Leben kann dem Beamten, so­
weit die Angelegenheiten nicht außerhalb der Arbeits­
zeit, gegebenenfalls nach deren Verlegung, erledigt 
werden können, der erforderliche Urlaub unter Fort­
gewährung der Leistungen des Dienstherrn gewährt 
werden. 2In jedem Fall muß die ordnungsmäßige Erle­
digung der Dienstgeschäfte gewährleistet sein. 3Wenn 
der Beamte wegen der ehrenamtlichen Betätigung re­
gelmäßig mehr als fünf Stunden wöchentlich dem 
Dienst fernbleiben muß, kann ihm, abgesehen von Ab­
satz 3, Urlaub nur gemäß § 16 gewährt werden. 

(3) IWird ein Beamter zum ehrenamtlichen kommu­
nalen Wahlbeamten gewählt, so kann ihm der zur Aus­
übung des Ehrenamtes erforderliche Urlaub auch in 
der Weise gewährt werden, daß er über den ihm nach 
Absatz 1 zustehenden Urlaub hinaus bis zu einem 
Drittel der regelmäßigen Arbeitszeit dem Dienst fern­
bleiben darf. 2In diesem Fall wird die Besoldung um 
den Teil gekürzt, der dem Verhältnis der Urlaubsdauer 
zu der regelmäßigen Arbeitszeit entspricht; § 16 Abs. 3 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

§ 16 

(1) IFür besondere Zwecke kann der Beamte bis zur 
Dauer von sechs Monaten aus dem Amt beurlaubt 
werden (SonderurIaub, z. B. für Studienaufenthalt im 
Ausland oder dergleichen). 2Ausnahmsweise kann mit 
Zustimmung der obersten Dienstbehörde Sonderur­
laub auch für längere Dauer gewährt werden. 

(2) Dauert der Sonderurlaub länger als einen Monat, 
so wird für jeden Monat Sonderurlaub der Erholungs­
urlaub um ein Zwölf tel gekürzt. 

(3) ISonderuriaub wird unter Fortfall des Anspruchs 
auf Leistungen des Dienstherrn gewährt . . 2Bei einem 
Urlaub, der auch dienstlichen Interessen dient, kann 
die oberste Dienstbehörde dem Beamten die Leistun­
gen des Dienstherrn ganz oder teilweise belassen. 3Die 
Fortzahlung von Leistungen des Dienstherrn über die 
Dauer von drei Monaten hinaus bedarf bei Beamten 
des Staates der Zustimmung des Staatsministeriums 
der Finanzen, bei Beamten der Gemeinden, der Ge­
meindeverbände und der sonstigen unter der Aufsicht 
des Staates stehenden Körperschaften, Anstalten oder 
Stiftungen des öffentlichen Rechts der Zustimmung 
der obersten Aufsichtsbehörde oder der von ihr be­
stimmten Behörde. 4Sie kann mit der Auflage verbun­
den werden, daß der Beamte die Le·istungen ganz oder 
teilweise zurückerstattet, wenn er vor Ablauf von fünf 
Jahren nach dem Ende der Beurlaubung auf eigenen 
Antrag aus dem Dienst ausscheidet. 

§ 17 

Bei einem Fernbleiben vom Dienst nach Art. 4 Nr. 2 
des Feiertagsgesetzes entfällt der Anspruch auf 
Dienst- oder Anwärterbezüge. 

§ 18 

IUriaub für eine Heilkur, deren Notwendigkeit 
durch ein amtsärztliches Zeugnis nachgewiesen ist 
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oder die auf Grund einer vertrauensärztlichen Unter­
suchung von einem Sozialversicherungsträger ange­
ordnet ist, wird auf den Erholungsurlaub nicht ange­
rechnet. 2Das gleiche gilt bei einem Urlaub zur Durch­
führung einer nach dem Bundesversorgungsgesetz 
versorgungsärztlich verordneten Badekur oder einer 
von den Entschädigungsorganen im Rahmen eines 
Heilverfahrens bewilligten Kur nach dem Bundesent­
schädigungsgesetz. 

§ 19 

Sonstige Rechtsvorschriften, nach denen einem Be­
amten Urlaub aus anderen Anlässen zu gewähren ist, 
bleiben unberührt. 

§ 20 

(1) lEines Urlaubs bedarf der Beamte nicht, wenn er 
wegen Krankheit dienstunfähig ist. 2Er hat jedoch die 
Erkrankung und deren voraussichtIiche Dauer dem 
Dienstvorgesetzten spätestens am folgenden Tag an­
zuzeigen. 3In gleicher Weise ist die Beendigung der 
Krankheit anzuzeigen. 

(2) lDauert die Dienstunfähigkeit länger als drei Ta­
ge, so hat der Beamte spätestens am vierten Tag, auf 
Verlangen des Dienstvorgesetzten auch früher , ein 
ärztliches Zeugnis vorzulegen . 2Auf Anordnung des 
Dienstvorgesetzten ist ein amtsärztliches Zeugnis bei­
zubringen . 

(3) Will der Beamte während seiner Krankheit sei­
nen Wohnort verlassen, so hat er dies vorher seinem 
Dienstvorgesetzten anzuzeigen und seinen Aufent­
haltsort anzugeben. 

Vierter Teil 

Gemeinsame und Schlußvorschriften 

§ 21 

(1) Der Beamte hat den Urlaub rechtzeitig zu bean­
tragen. 

(2) IFür die Erteilung des Urlaubs ist der Dienstvor­
gesetzte zuständig; Behördenleitern wird der Urlaub 
von der vorgesetzten Dienststelle erteilt. 2Die oberste 
Dienstbehörde bestimmt, ob und für welche Zeit der 
Leiter einer Behörde sich selbst beurlauben kann. 

(3) Auf Anordnung des Dienstvorgesetzten hat der 
Beamte da~ür zu sorgen, daß ihm während des Urlaubs 
Mitteilungen seiner Dienstbehörde jederzeit zugelei­
tet werden können. 

§ 22 

(1) IDie Genehmigung des Urlaubs kann ausnahms­
weise widerrufen werden, wenn bei Abwesenheit des 
Beamten die ordnungsmäßige Erledigung der Dienst­
geschäfte nicht mehr gewährleistet wäre. 2Mehrauf­
wendungen, die dem Beamten durch den Widerruf ent­
stehen, werden nach den Bestimmungen des Reiseko­
stenrechts ersetzt. 

. (2) I Die Genehmigung eines Urlaubs aus anderen 
Anlässen ist zu widerrufen, wenn der Beamte den Ur­
laub zu einem anderen als dem bewilligten Zweck ver­
wendet. 2In diesem Fall ist der Urlaub auf den Erho­
lungsurlaub des gleichen Jahres und, soweit der Be­
amte diesen Urlaub bereits genommen hat, auf den 
Erholungsurlaub des folgenden Jahres anzurechnen. 
3 Absatz 1 Satz 2 ist nicht anzuwenden. 

(3) Wünscht der Beamte aus wichtigen Gründen sei­
nen Urlaub hinauszuschieben oder abzubrechen, so 
kann dem Wunsch entsprochen werden, wenn dies mit 
den Erfordernissen des Dienstes vereinbar ist. 

§23 

IDie zur Durchführung dieser Verordnung im staat­
lichen Bereich erforderlichen allgemeinen Verwal­
tungsvorschriften erläßt das Staats ministerium der 
Finanzen im Benehmen mit den jeweils beteiligten 
Staatsministerien. 2Verwaltungsvorschriften, die nur 
den Geschäftsbereich eines Staats ministeriums be­
treffen, erläßt dieses Staatsministerium im Benehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen. 

§ 24 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1963 in Kraft; § 4 Abs. 1 und § 18 treten bereits mit 
Wirkung vom 1. April 1962 in Kraft*). 

(2) Die Verordnung über die Erteilung von Urlaub an 
die Beamten, Beamtenanwärter und Verwaltungslehr­
linge des Bayerischen Staates, der bayerischen Ge­
meinden, der bayerischen Gemeindeverbände und der 
sonstigen der Aufsicht des Bayerischen Staates unter­
liegenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts (Urlaubsverordnung) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1959 
(GVBI S. 183, ber. GVBl1960 S. 30) wird aufgehoben. 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung 
in der ursprünglichen Fassung vom 29. April 1963 (GVBI S. 
109). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Ände­
rungen ergibt sich aus den jeweiligen Änderungsverord­
nungen. 
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2038-3-4-7 -5-K 

Verordnung 
über die Zulassung zur Fachlehrerlaufbahn 

an Fachschulen und an Fachakademien 
gewerblicher und gestalterischer 

Ausbildungsrichtungen 
sowie an Berufsfachschulen 

gestalterischer Fachrichtungen 

Vom 24. Mai 1984 

Auf Grund von Art. 19 Abs. 2, Art. 25 Abs. 5 und 
Art. 28 Abs. 2 des Bayerischen Beamtengesetzes erläßt 
das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staats­
ministerium der Finanzen und dem Landespersonal­
ausschuß folgende Verordnung: 

§1 

lZur Laufbahn der Fachlehrer an öffentlichen Fach­
schulen und Fachakademien gewerblicher und gestal­
terischer Ausbildungsrichtungen sowie an Berufs­
fachschulen gestalterischer Fachrichtungen kann zu-
gelassen werden, wer . 

1. ein einschlägiges Studium an einer Kunsthochschu­
le oder an einer Fachhochschule abgeschlossen hat 
oder eine einschlägige Meisterprüfung oder eine 
staatliche Abschlußprüfung an einer mindestens 
zweijährigen Fachschule einschlägiger Fachrich­
tung bestanden und einen mittleren Schulabschluß 
nach Art. 19 des Bayerischen Gesetzes über das Er­
ziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) erwor­
ben hat; im Fall des Art. 19 Nr. 5 BayEUG bedarf es 
der Anhörung des Landespersonalausschusses, 

2. nach der fachlichen Vorbildung nach Nummer 1 
mindestens vier Jahre außerhalb des Schuldienstes 
einschlägig hauptberuflich tätig war, 

3. sich nach der praktischen Tätigkeit nach Nummer 2 
mindestens ein Jahr in einer hauptberuflichen ein­
schlägigen Unterrichtstätigkeit an einer öffentlichen 
beruflichen Schule bewährt hat. 

ZEine ein Jahr überschreitende hauptberufliche ein­
schlägige Unterrichtstätigkeit (Satz 1 Nr. 3) kann mit 
bis zu höchstens einem Jahr auf die hauptberufliche 
Tätigkeit nach Satz 1 Nr. 2 angerechnet werden. 

§2 

lDie Laufbahnbefähigung umfaßt die Lehrbefähi­
gung für den fachlichen Unterricht, der der fachlichen 
Vorbildung des Fachlehrers entspricht. zDie Feststel­
lung der Lehrbefähigung für Fächer außerhalb des 
fachpraktischen Unterrichts bedarf der vorherigen 
Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde. 

§3 

1 Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Septem­
ber 1983 in Kraft. zGleichzeitig tritt die Verordnung 
über die Zulassung zur Laufbahn der Lehrer des geho­
benen Dienstes an den Ingenieurschulen, gewerbli­
chen Höheren Fachschulen, Fachschulen und Berufs­
fachschulen vom 26. März 1965 (GVBI S. 54, BayRS 
2038-3-4-7-5-K) außer Kraft. 

München , den 24 . Mai 1984 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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2126-10-K 

Verordnung 
über die Aufhebung 

der Staatlichen Frauenklinik 
Bamberg 

Vom 29. Mai 1984 

Auf Grund des § 1 Abs.1 der Verordnung über die 
Einrichtung der staatlichen Behörden vom 31. März 
1954 (BayBS I S. 37, BayRS 200-1-S) erläßt das Bayeri­
sche Staatsministerium für Unterricht und Kultus fol­
gende Verordhung: 

§ 1 

Die Staatliche Frauenklinik Bamberg wird aufge­
löst. 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1984 
in Kraft. 

München, den 29. Mai 1984 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staats minister 

2210-8-2-6-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Voranmeldefristenverordnung 

Vom 5. Juni1984 

Auf Grund von Art. 8 Abs. 2 Nr. 2 und Art. 10 Abs. 2 
des Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrages über 
die Vergabe von Studienplätzen vom 23. November 
1979 (GVBI S. 363, Ba:yRS 2210-8-2-K) erläßt das Baye­
rische Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
folgende Verordnung: 

§1 

Die Anlage der Verordnung über die Festsetzung 
von Voranmeldefristen für nichtzulassungsbe­
schränkte Studiengänge (Voranmeldefristenverord-

300-2-1-J 

Verordnung 
über die Bildung von Kammern 

für Handelssachen 

Vom 30. Mai 1984 

Auf Grund von § 93 Abs. 1 des Gerichtsverfassungs­
gesetzes, § 1 des Gesetzes über Rechtsverordnungen 
im Bereich der Gerichtsbarkeit vom 1. Juli 1960 (BGBl 
III 300-7) und § 1 der Verordnung über die Zuständig­
keit zum Erlaß von Rechtsverordnungen im Bereich 
der Gerichtsbarkeit vom 12. Juli 1960 (GVBl S. 131, 
BayRS 300-1-4-J), geändert durch Verordnung vom 
4. Dezember 1968 (GVBI S. 407) , erläßt das Bayerische 
Staatsministerium der Justiz folgende Verordnung: 

§ 1 

Bei allen bayerischen Landgerichten bestehen für 
deren Bezirke Kammern für Handelssachen. 

§2 

lDiese Verordnung tritt am 1. Januar 1985 in Kraft. 
2Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Bildung von 
Kammern für Handelssachen vom 13. Juli 1960 (GVBI 
S . 134, BayRS 300-2-1-J), geändert durch Verordnung 
vom 9. Dezember 1981 (GVBI S. 563), außer Kraft. 

München, den 30. Mai 1984 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

August R. L a n g , Staatsminister 

nung - VAV) vom 15. April 1983 (GVBI S. 253, BayRS 
2210-8-2-6-K) wird in Nummer 1 wie folgt geändert: 

1. Bei Buchstabe a Doppelbuchst. gg wird das Wort 
"Geologie" gestriChen, 

2. Buchstabe b wird aufgehoben, 

3. bei Buchstabe f Doppelbuchst. ff wird das Wort "Ma­
schinenwesen" durch die Worte "Umweltschutz­
Technik" ersetzt. 

§2 

lDiese Verordnung tritt am 1. Juli 1984 in Kraft. 2Sie 
gilt erstmals für das Wintersemester 1984/85. 

München, den 5. Juni 1984 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 



232 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 11/1984 

2038-3-4-1-1-K 

Vierte Verordnung 
zur Änderung der 

Lehramtsprüfungsordnung I 

Vom 18. Juni1984 

Auf Grund des Art. 28 Abs. 1 und 2 des Bayerischen 
Lehrerbildungsgesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 29. September 1977 (GVBl S. 507, BayRS 
2238-1-K) , geändert durch Gesetz vom 10. August 1979 
(GVBl S. 232), in Verbindung mit Art. 19 Abs. 2 und 
Art. 115 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 des Bayerischen Be­
amtengesetzes erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und dem 
Landespersonalausschuß folgende Verordnung: . 

§1 

Die Ordnung der Ersten Staatsprüfung für ein Lehr­
amt an öffentlichen Schulen (Lehramtsprüfungsord­
nung I - LPO I) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Dezember 1979 (GVBl 1980 S. 49, BayRS 
2038-3-4-1-1-K) , zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 8. November 1982 (GVBI S. 981), wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Dem § 8 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

"Die Prüfungsberechtigung kann über den Zeit­
punkt des Wegfalls der Voraussetzungen nach 
Satz 1 hinaus verlängert werden." 

2. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

,,4Der Antrag auf Zulassung zur Wiederholungs­
prüfung ist beim Prüfungsamt bei Anmeldung 
zur nächsten Prüfung innerhalb von zwei Wo­
chen nach Mitteilung der Prüfungsergebnisse. 
bei Anmeldung zur übernächsten Prüfung in­
nerhalb der Anmeldefrist für diese Prüfung zu 
stellen .... 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Das Ergebnis der sportpraktischen Prü­
fungen im Rahmen der Didaktik der Grund­
schule gemäß § 40 Abs. 3 Nr. 7 Buchst. c Dop­
pelbuchst. cc beziehungsweise der Didakti­
ken einer Fächergruppe der Hauptschule 
gemäß § 42 Abs. 3 Nr. 5 Buchst. c Doppel­
buchst. cc ist auf Antrag anzurechnen .... 

bb) Satz 3 wird aufgehoben. 

3. § 13 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

.,2Eine mit mindestens "ausreichend" bewertete 
schriftliche Hausarbeit ist auf Antrag anzurech­
nen.", 

b) der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und wie folgt ge­
ändert: 

"Satz 3" wird durch "Satz 2" ersetzt. 

4. Dem § 14 Abs. 2 Satz 6 Halbsatz 2 wird angefügt: 

"desjeweiligen Prüfungstermins." 

5. § 19 Abs. 5 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,"Als ordnungsgemäßes Studium gelten in der Re­
gel nur solche Semester, in denen der Bewerber als 
Student für das betreffende Lehramt in den für die 
Prüfung gewählten Fächern immatri kuliert war. " 

6. In § 21 Abs. 3 Nr. 7 werden die Worte "das Studien­
buch und ggf. sonstige" gestrichen. 

7. § 23 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

" 1 Die Arbei tsplä tze werden für jeden Prüfungstag 
gesondert ausgelost." 

8. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 11 Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

,,2 . eine als ausreichend befundene. im Rahmen 
eines universitären Studienganges gefertig­
te Diplomarbeit. " . 

b) Absatz 12 erhältfolgende Fassung: 

.. (12) Die schriftlichen Hausarbeiten verblei­
ben zunächst bei den Akten des Prüfungsamts 
und werden anschließend dem Bayerischen 
Hauptstaatsarchiv zur Verfügung gestellt." 

9. Nach § 31 Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz 2 ange;­
fügt: 

"in besonderen Ausnahmefällen kann mit Zustim­
mung des zuständigen Prüfungshauptausschusses 
die Zulassung zur Prüfung bereits nach einem wei­
teren Semester erfolgen. soweit alle übrigen Vor­
aussetzungen erfüllt sind." 

10. Nach § 32 Abs. 1 Nr. 2 wird das Komma durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Satzteil ange­
fügt: 

.. mit Zustimmung des Prüfers kann genehmigt 
werden. daß die Bescheinigung innerha1b eines 
Zeitraums von zwei Monaten nach Ablauf der Mel­
defrist nachgereicht wird .... 

11. In § 36 Abs. 5 wird vor dem Wort .. wird" folgender 
Satzteil eingefügt: 

.. - ausgenommen die Erweiterung gemäß Art. 17 
Nr. 3BayLBG-". 

12. § 40 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. c wird wie folgt geändert: 

a) Nach Doppelbuchstabe dd wird der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und folgender Doppelbuch­
stabe ee angefügt: 

.. ee) Nachweis der erfolgreichen Teilnahme an 
einer Ausbildung in Erster Hilfe .... 

b) nach Doppelbuchstabe ee wird folgender Satz 
angefügt: 

.. Für die Zulassung zu den sportpraktischen 
Prüfungen sind die für die gewählten Sportarten 
des jeweiligen Prüfungstermins einschlägigen 
Nachweise gemäß Doppelbuchstabe aa vorzule­
gen." 
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13. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 5 Buchst. c wird wie folgt geändert: 

aal Nach dem Doppelbuchstaben dd wird ein 
Komma gesetzt und folgender Doppelbuch­
stabe ee angefügt: 

"ee) Nachweis der erfolgreichen Teilnahme 
an einet Ausbildung in Erster Hilfe,", 

bb) zwischen dem Doppelbuchstaben ee und 
dem Wort "oder" wird eingefügt: 

,,- für die Zulassung zu den sportprakti­
schen Prüfungen sind die für die gewählten 
Sportarten des jeweiligen Prüfungstermins 
einschlägigen Nachweise gemäß Doppel­
buchstabe aa vorzulegen -", 

b) Absatz 3 Nr. 5 wird wie folgt geändert: 

aal in Buchstabe a Doppelbuchst. aa wird ,,(je­
weils Angabe im Zulassungsgesuch)" ges~ri­
ehen, 

bb) in Buchstabe b Doppelbuchst. ce wird "bzw." 
jeweils ersetzt durch "oder", 

cc»)n Buchstabe b Doppelbuchst. dd wird zwi­
schen "Werken" und dem Doppelpunkt ein­
gefügt: 
,,(Angabe im Zulassungsgesuch)". 

14. § 56 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a wird zwischen Klammer und 
Komma das Fußnotenzeichen ,,1)" eingefügt, 

b) Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

"d) Übungen in Gehörbildung: 1) . 

Entwicklung sensorischer Fähigkeiten und 
des musikalischen Gedächtnisses (melodi­
sches, rhythmisches, harmonisches Hören 
und Klangfarbenhören); Blattsingen,", 

c) Buchstabe f wird gestrichen, 

d) die bisherigen Buchstaben g bis k werden Buch­
staben f bis j . 

15. § 65 Abs. 3 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

,,3. P r akt i s ehe Prüfung 

Die praktische Prüfung erfolgt nach Wahl des 
Prüfungsteilnehmers (Angabe im Zulassungs­
gesuch) in Botanik oder Zoologie. 

a) Botanik 

Herstellung und Untersuchung eines pflanz­
lichen Präparats mit zeichnerischer und 
schriftlicher. Darstellung der Beobachtungen 
oder Durchführung und Protokollierung ei­
nes einfachen physiologischen Versuchs 

(Bearbeitungszeit: 4 Stunden), 

b) Zoologie 

Herstellung und Untersuchung eines tieri­
schen Präparats mit zeichnerischer und 
schriftlicher Darstellung der Beobachtungen 
oder Durchführung und Protokollierung ei­
nes einfachen physiologischen Versuchs 

(Bearbeitungszeit: 4 Stunden). 

Eine Wahlmöglichkeit des Prüfungsteilnehmers 
innerhalb der Bereiche gemäß Buchstaben a 
und b besteht nicht." 

16. § 74 Abs. l Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In den Buchstaben a, d und h wird das Fußno­
tenzeichen ,,3)" gestrichen, 

b) in Buchstabe i wird das Fußnotenzeichen ,,4)" 
durch das Fußnotenzeichen ,,3)" ersetzt, 

c) in der Fußnote 2 werden die Worte "und den Ein­
trag im Studienbuch " gestrichen , 

d) d ie Fußnote 3 wird gestrichen, 
e) die bisherige Fußnote 4 wird Fußnote 3 und "be­

legt " wird du rch " besucht" ersetzt. 

17. In § 79 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b wird "die Prüfungs­
kommission" ersetzt durch "der Prüfungsausschuß 
gemäß Absatz 4 Nr. l". 

18. § 84 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. c erhält folgende Fassung: 

"c) Grundfragen der Moraltheologie und der 
Christlichen Soziallehre, dazu vertiefte Kennt­
nisse aus zwei der folgenden Gebiete: 

aal Schutz menschlichen Lebens (Abtreibung -
Suizid - Euthanasie), 

bb) Ehe und Familie - Frageri der Geschlecht­
lichkeit, 

ce) Probleme der politischen Ethik, 

dd) Probleme der Wirtschaftsethik." 

19. § 109 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wir~ folgender Satz 2 angefügt: 

,,2Für die zusätzlichen Lehrveranstaltungen ist 
von einer Richtzahl von 20 Semesterwochen­
stunden aus dem Bereich der Psychologie und 20 
Semesterwochenstunden aus den Bereichen der 
Pädagogik und Soziologie auszugehen.", 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aal Nummer 1 wird gestrichen, 

bb) die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden 
Nummern 1 bis 3. 

20. § 110 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(I) Das Studium der Didaktik des Deutschen als 
Zweitsprache ist als Erweiterungsstudium für Stu­
dierende der Lehrämter an Grundschulen, Haupt­
schulen, beruflichen Schulen und Sonderschulen 
möglich." 

§2 

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Fe­
bruar 1984 in Kraft. 

(2) 1Abweichend von Absatz 1 treten die Bestim­
mungen des § 1 Nr. 14 Buchst. a und b am 1. August 
1984 in Kraft. 2Soweit Zulassungsvoraussetzungen 
nach den bisherigen Bestimmungen bis zum 31. Juli 
1984 erfüllt werden, gelten die hierfür erbrachten 
Nachweise auch weiterhin. 

(3) 1Abweichend von Absatz 1 gelten die Bestim­
mungen des § 1 

Nr. ~2 Buchst. a und Nr. 13 Buchst. a Doppelbuchst. aa 
erstmals für die Prüfung im Herbst 1985, 

Nr. 15 erstmals für die Prüfung im Frühjahr 1986, 

Nr. 18 erstmals für die Prüfung im Frühjahr 1987. 

2Sie finden keine Anwend.ung auf prüfungsteilneh­
mer, die bereits zu einem früheren Termin zugelassen 
waren und die Prüfung aus Gründen, die sie nicht zu 
vertreten haben, nicht ablegen konnten oder die die 
vorher abgelegte Prüfung wiederholen wollen. 

München, den 18. Juni 1984 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

I. V. Dr. B erg hof e r - W e ich n e r 
Staats sekretärin 
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2210-8-2-5-K 

Verordnung 
über die Festsetzung der Zulassungs zahlen 

der im Studienjahr 1984/85 an wissenschaftlichen Hochschulen 
in den wissenschaftlichen Studiengängen als Studienanfänger 
sowie im höheren Fachsemester aufzunehmenden Bewerber 

(Zulassungszahlverordnung 1984/85) 

Vom 18. Juni 1984 

Auf Grund von Art. 2 Abs. 1 urrd Art. 3 des Gesetzes 
zur Ausführung des Staatsvertrags über die Vergabe 
von Studienplätzen vom 23 . November 1979 (GVBI 
S. 363 , BayRS 2210-8-2-K) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus folgende 
Verordnung: 

§1 

(1) An den nachfolgend genannten Hochschulen 
werden in den jeweils aufgeführten Studiengängen die 
Zahlen der zum Wintersemester 1984/85 als Studien­
anfänger in das erste Fachsemester aufzunehmenden 
Studenten sowie die Zulassungszahlen für die höheren 
Fachsemester wie folgt festgesetzt: 
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Fachsemester 
Hochschule/Studienga~g 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

a) Studiengänge mit dem Abschluß Diplom, Magister, Promotion (als erstem Abschluß) 
oder Staatsexamen (ohne Lehrämter) . 

Universitlt Augsburg: 

Rechtswissenschaft 400 

Universitlt Bamberg: 

Betriebswirtschaft 222 
Psychologie 43 0 43 0 43 0 43 0 
Volkswirtschaftslehre 70 

Universitlt Bayreuth: 

Betriebswirtschaft 200 
Biologie 76 0 75 0 75 0 74 0 
Geoökologie 49 0 46 0 43 0 41 0 
Rechtswissenschaft 360 
Volkswirtschaftslehre 50 

Universitlt München: 

Betriebswirtschaft 304 300 304 300 304 300 304 300 
Biologie 138 0 138 0 138 0 138 0 
Chemie 128 0 128 0 128 0 128 0 
Forstwissenschaft 94 0 86 0 78 0 71 0 
Geologie 51 0 55 0 49 0 44 0 
Journalistik 55 0 55 0 55 0 55 0 
Kunstgeschichte 319 0 
Lebensmittelchemie 7 7 6 6 6 6 6 5 
Medizin Vorklinik 339 339 339 339 

Klinik 318 318 318 318 318 318 
Pharmazie 86 86 86 86 86 86 86 
Psychologie 113 0 121 0 121 0 121 0 
Rechtswissenschaft 806 0 
Sonderpädagogik 27 0 
Theaterwissenschaft 170 0 
Tiermedizin 228. 0 228 0 228 0 228 0 228 
Volkswirtschaftslehre 100 67 52 35 27 18 14 9 
Wirtschaftspädagogik 41 39 38 36 36 34 34 32 
Zahnmedizin 56 56 56 56 56 56 56 56 56 56 

Zeitungswissenschaften 110 0 102 0 94 0 86 0 

Universitlt Passau: 

Betriebswirtschaft 266 
Informatik 81 0 81 0 0 0 0 0 
Rechtswissenschaft 300 
Volkswirtschaftslehre 60 

Unlversltlt Regensburg: 

Betriebswirtschaft 300 
Biologie 121 0 107 0 94 0 83 0 
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Fachsemester 
Hochschule/Studiengang 2 3 4 5 6 7 8 9 

Medizin Vorklinik 295 0 283 0 
Pharmazie 99 0 95 0 91 0 88 
Psychologie 78 0 75 0 73 0 70 0 
Rechtswissenschaft 330 
Volkswirtschaftslehre 200 
Zahnmedizin 20 0 0 0 0 0 0 0 0 

Universität Würzburg: 

Betriebswirtscl}aft 116 53 98 45 83 38 71 33 
Biologie 153 0 131 0 113 0 97 0 
Chemie 138 
Geologie 68 
Lebensmittelchemie 10 0 10 0 10 0 10 0 
Medizin Vorklinik 167 167 167 167 

Klinik 203 202 203 202 203 202 
Pharmazie 50 50 50 50. 50 50 50 
Psychologie 45 43 41 39 38 36 35 33 
Rechtswissenschaft 335 
Volkswirtschaftslehre 91 
Zahnmedizin 37 38 37 38 37 38 37 38 37 

b) Studiengänge mit dem Abschluß Erste Staatsprüfung für das Lehramt an Gymnasien 

Universität Bayreuth: 

Biologie 13 0 7 0 3 0 2 0 

Universität München: 

Biologie 50 0 50 0 50 0 50 0 
Chemie 50 0 50 0 50 0 50 0 
Wirtschaftswissenschaften 20 12 20 12 20 12 20 12 

Universität Regensburg: 

Biologie . 35. 0 20 0 11 0 7 0 

Universität Würzburg: 

Biologie 30 0 19 0 13 0 8 0 
Chemie 30 

c) Studiengänge mit dem Abschluß Erste Staatsprüfung für sonstige Lehrämter 

Universität Bamberg: 

Psychologie mit schulpsychologischem 
Schwerpunkt 16 o 13 o 10 o 8 o 

10 

0 

38 
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Fachsemester 
Hochschule/Studiengang 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Universität Bayreuth: 

Biologie, 
Lehramt an Real- , Grund- und Haupt-
schulen 32 o ' 28 0 24 0 

Universität München: 

Biologie, 
Lehramt an Real-, Grund- und Haupt-
schulen 20 0 20 0 20 0 

Chemie, 
Lehramt an Real- , Grund- und Haupt-
schulen 20 0 20 0 20 0 

Didaktik der Grundschule 
Lehramt an Grundschulen 150 0 150 0 150 0 

Lehramt an Sonderschulen 120 0 120 0 120 0 

Sonderpädagogische Fachrichtungen 169 0 169 0 169 0 169 0 

Sonderpädagogische Qualifikationen 63 0 

Universität Regensburg: 

Biologie, 
Lehramt an Real- , Grund- und Haupt-
schulen 21 0 19 0 17 0 

Universität Würzburg: 

Biologie, 
Lehramt an Real-, Grund- und Haupt-
schulen 30 0 29 0 27 0 

Chemie, 
Lehramt an Real- , Grund- und Haupt-
schulen 6 

Sonderpädagogische Fachrichtungen 160 

Sonderpädagogische Qualifikationen 45 

d) Im Aufbaustudiengang Sportrecht und Sportver-
waltung beträgt die Zulassungszahl an der Univer-
sität Bayreuth im ersten Fachsemester 26 und im 
zweiten Fachsemester O. 

(2) An den nachfolgend genannten Hochschulen 
werden in den jeweils aufgeführten Studiengängen die 
Zahlen der zum Sommersemester 1985 als Studienan-
fänger in das erste Fachsemester aufzunehmenden Stu-
denten sowie die Zulassungszahlen für die höheren 
Fachsemester wie folgt festgesetzt: 

Fachsemester 
Hochschule/Studiengang 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

a) Studiengänge mit dem Abschluß Diplom, Magister, Promotion (als erstem Abschluß) 
oder Staatsexamen (ohne Lehrämter) 

Universität Augsburg: 

Rechtswissenschaft 0 

Universität Bamberg: 

Betriebswirtschaft 1 

Psychologie 0 43 0 43 0 43 0 43 

Volkswirtschaftslehre 1 
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Fachsemester 
Hochschule/Studiengang 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Universität Bayreuth: 

Betriebswirtschaft 20 

Biologie 0 76 0 75 0 74 0 74 

Geoökologie 0 48 0 45 0 42 0 40 

Rechtswissensch.aft 0 

Volkswirtschaftslehre 10 

Universität München: 

Betriebswirtschaft 300 304 300 304 300 304 300 304 
Biologie 0 138 0 138 0 138 0 138 

Chemie 0 128 0 128 0 128 0 128 

Forstwissenschaft 0 90 0 82 0 75 0 68 
Geologie 0 51 0 52 0 46 0 41 

Journalistik 0 55 0 55 0 55 0 55 

Kunstgeschichte 0 294 

Lebensmittelchemie 7 7 6 6 6 6 6 5 
Medizin Vorklinik 339 339 339 339 

Klinik 318 318 318 318 318 318 

Pharmazie 86 86 86 86 86 86 86 
Psychologie 0 121 0 121 0 121 0 121 

Rechtswissenschaft 0 781 

Sonderpädagogik 0 25 

Theaterwissenschaft 0 151 

Tiermedizin 0 228 0 228 0 228 0 228 0 
Volkswirtschaftslehre 93 72 48 37 25 19 13 10 
Wirtschaftspädagogik 40 40 38 37 35 35 33 33 
Zahnmedizin 56 56 56 56 56 56 56 56 56 56 
Zeitungswissenschaften 0 102 0 94 0 86 0 80 

Universität Passau: 

Betriebswirtschaft 0 
Informatik 0 81 0 81 0 0 0 0 
Rechtswissenschaft 207 
Volkswirtschaftslehre 0 

Universität Regensburg: 

Betriebswirtschaft 0 
Biologie 0 114 0 100 0 88 0 78 
Medizin Vorklinik 0 289 0 277 
Pharmazie 0 97 0 93 0 90 0 
Psychologie 0 77 ' 0 74 0 71 0 69 
Rechtswissenschaft 206 

Volkswirtschaftslehre 0 

Zahnmedizin 25 20 0 0 0 0 0 0 0 0 

Universität Würzburg: 

Betriebswirtschaft 58 107 49 91 42 77 35 65 

Biologie 0 142 0 122 0 105 0 90 

Chemie 0 
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Fachsemester 
Hochschule/Studiengang 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Geologie 0 
Lebensmittelchemie 0 10 0 10 0 10 0 10 

Medizin Vorklinik 167 167 167 167 

Klinik 202 203 202 203 202 203 

Pharmazie 50 50 50 50 50 50 50 
Psychologie 45 43 41 39 38 36 35 33 

Rechtswissenschaft 167 
Volkswirtschaftslehre 46 

Zahnmedizin 38 37 38 37 38 37 38 37 38 37 

b) Studiengänge mit dem Abschluß Erste Staatsprüfung für das Lehramt an Gymnasien 

Universität Bayreuth: 

Biologie 0 9 0 5 0 2 0 2 

Universität München: 

Biologie 0 50 0 50 0 50 0 50 
Chemie 0 50 0 50 0 50 0 50 
Wirtschaftswissenschaften 12 20 12 20 12 20 12 20 

Universität Regensburg: 

Biologie 0 26 0 15 0 9 0 5 

Universität Würzburg: 

Biologie 0 24 0 16 0 10 0 7 
Chemie 0 

c) Studiengänge mit dem Abschluß Erste Staatsprüfung für sonstige Lehrämter 

Universität Bamberg: 

Psychologie mit schulpsychologischem 
Schwerpunkt 0 14 0 11 0 9 0 7 

Universität Bayreuth: 

Biologie, 
Lehramt an Real-, Grund- und Haupt-
schulen 0 30 0 26 0 22 

Universität München: 
/ 

Biologie, 
Lehramt an Real-, Grund- und Haupt-
schulen 0 20 0 20 0 20 
Chemie, 
Lehramt an Real-, Grund- und Haupt-
schulen 0 20 0 20 0 20 
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Fachsemester 
Hochschule/Studiengang 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Didaktik der Grundschule 
Lehramt an Grundschulen 0 150 0 150 0 150 

Lehramt an Sonderschulen 0 120 0 120 0 120 

Sonderpädagogische Fachrichtungen 0 169 0 169 0 169 0 169 

Sonderpädagogische Qualifikationen 0 63 

Universität Regensburg: 

Biologie, 
Lehramt an Real-, Grund- und " Haupt-
schulen 0 20 0 18 0 16 

Universität Würzburg: 

Biologie, 
Lehramt an Real- , Grund- und Haupt-
schulen 0 29 0 28 0 27 

Chemie, 
Lehramt an Real-, Grund- und Haupt-
schulen 0 

Sonderpädagogische Fachrichtungen 40 

Sonderpädagogische Qualifikationen 10 

d) 1 Im Aufbaustudiengang Sportrecht und Sportver-
waltung werden an der Universität Bayreuth zum 
Sommersemester 1985 Studienanfänger nicht zu-
gelassen. 2Für das zweite Fachsemester beträgt die 
Zulassungszahl 25. 

§2 

(1) In den Studiengängen, die an den in § 1 genann­
ten Hochschulen geführt werden, die jedoch in § 1 
nicht aufgeführt sind oder für die an der entsprechen­
den Hochschule keine Zulassungszahlen festgesetzt 
sind, bestehen keine Zul'assungsbeschränkungen. 

(2) Soweit für die in § 1 genannten Studiengänge für 
die höheren Fachsemester keine Zulassungszahlen 
einschließlich der Zulassungszahl 0 festgesetzt sind, 
bestehen für die entsprechenden höheren Fachseme­
ster keine Zulassungsbeschränkungen. 

(3) Einschreibungsbeschränkungen, die durch die 
Studienjahreinteilung bedingt sind, bleiben unbe-. 
rührt. 

§3 

(1) Soweit für höhere Fachsemester Zulassungszah­
len festgesetzt sind, werden Bewerber für diese Fach­
semester in dem Umfang aufgenommen, als die Zahl 
der im entsprechenden Fachsemester eingeschriebe­
nen Studenten die jeweils festgesetzten Zulassungs­
zahlen unterschreitet. 

(2) In den in § 1 genannten Studiengängen findet ei­
ne Zulassung für höhere Fachsemester auch bei Un­
terschreiten der für das jeweilige Fachsemester fest­
gesetzten Zulassungszahl abweichend von Absatz 1 
nicht statt, wenn die Gesamtzahl der den Fachseme- . 
stern mit Zulassungsbeschränkungen zuzuordnenden 
Studenten des betreffenden Studiengangs die Summe 
der für diesen Studiengang festgesetzten Zulassungs­
zahlen erreicht oder überschreitet. 

(3) 11m Studiengang Humanme4,izin firu!e1j,.ei.lle Zu­
lassung für höhere vorklinische Fachsemester abwei-

chend von Absatz 1 auch bei Unterschreiten der für 
das jeweilige Fachsemester festgesetzten Zulassungs­
zahl ferner nicht statt, soweit die Zahl der Studenten, 
die dem ersten bis vierten vorklinischen Fachsemester 
zuzurechnen sind , gleich oder höher ~st als die Summe 
der für das erste bis vierte Fachsemester fes tgesetzten 
Zulassungszahll~n. 2Eine Zulassung zum klinischen . 
Studienabschnitt findet auch bei Unterschreiten der 
für das jeweilige Fachsemester festgesetzten Zulas­
sungszahl ferner nicht statt, soweit die Zahl der Stu­
denten, die dem ersten bis sechsten klinischen Fachse­
mester zuzurechnen sind, gleich oder höher ist als die 
Summe der für das erste bis sechste klinische Fachse­
mester festgesetzten Zulassungszahl~n. 3Zur prakti­
schen Ausbildung in Krankenanstalten werden Be­
werber aufgenommen, soweit die Zahl der dort auszu­
bildenden Studenten unter die für das fünfte bis sech­
ste klinische Fachsemester festgesetzten Zulassungs­
zahlen sinkt. 4§ 2 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung über die 
befristete Immatrikulation und das Weiterstudium 
von Studenten an Hochschulen mit Teilstudiengängen 
vom 15. September 1977 (GVBI S.503, BayRS 2210-8-
5-K) in der jeweils geltenden Fassung bleibt unbe­
rührt. 

§4 

1 Ein Student ist dem höheren Fachsemester zuzu­
ordnen, das der Zahl der Fachsemester entspricht, für 
die der Student bisher immatrikuliert war. 2Dies gilt 
sinngemäß, wenn der Bewerber angerechnete Stu­
dienleistungen aus anderen Studiengängen nachweist 
und auf Grund dieser angerechneten Studienleistun­
gen in ein höheres Fachsemester zugelassen wird. 
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§5 
(1) Erreicht die Zahl der Bewerber für einen der in 

§ 1 Abs. 1 Buchst. a und Abs. 2 Buchst. a aufgeführten 
Studiengänge die dort festgesetzten Zulassungszahlen 
nicht, so erhöhen sich die Zulassungszahlen der der­
selben Lehreinheit zugeordneten Studiengänge im 
Verhältnis der Lehrnachfrage bei der Lehreinheit. 

(2) IErreicht die Zahl der Bewerber für einen der in 
§ 1 Abs. 1 Buchst. bund Abs. 2 Buchst. b aufgeführten 
Studiengänge die dort festgesetzten oder auf Grund 
des Absatzes 1 erhöhten Zulassungszahlen nicht, so 
erhöhen sich die Zulassungszahlen der derselben 
Lehreinheit zugeordneten Studiengänge in § 1 Abs. 1 
Buchst. c und Abs. 2 Buchst. c im Verhältnis der Lehr­
nachfrage bei der Lehreinheit. 2pies gilt auch im um­
gekehrten Fall. 

(3) Erreicht die Zahl der Bewerber für einen der in 
§ 1 Abs. 1 Buchst. bund c und Abs. 2 Buchst. bund c 
aufgeführten Studiengänge die dafür festgesetzten 
oder auf Grund des Absatzes 2 erhöhten Zulassungs­
zahlen nicht, so erhöhen sich die Zulassungszahlen der 
derselben Lehreinheit zugeordneten Studiengänge in 
§ 1 Abs. 1 Buchst. a und Abs. 2 Buchst. a im Verhältnis 
der Lehrnachfrage bei der Lehreinheit. 

(4) IErreicht die Zahl der Bewerber für den Studien­
gang Didaktik der Grundschule/Lehramt an Grund­
schulen die dafür festgesetzte Zulassungszahl nicht, so 
erhöht sich die Zulassungszahl des Studiengangs Di­
daktik der Grundschule/Lehramt an Sonderschulen 
entsprechend. 2Dies gilt auch im umgekehrten Fall. 

(5) I Erreicht die Zahl der Bewerber für den Studien­
gang Sonderpädagogische Fachrichtungen die festge­
setzte Zulassungszahl nicht, so erhöht sich die Zulas-

sungszahl des Studiengangs Sonderpädagogische 
Qualifikationen im Verhältnis der Lehrnachfrage bei 
der Lehreinheit. 2Dies gilt im umgekehrten Fall ent­
sprechend. 

§6 

Im Wintersemester 1984/85 nicht in Anspruch ge­
nommene Studienanfängerplätze können in den Stu­
diengängen, in denen nach § 1 Abs. 2 im Sommerseme­
ster 1985 Zulassungszahlen festgesetzt sind, zusätzlich 
mitvergeben werden, sofern nicht für das erste Fach­
semester die Zulassungszahl 0 festgesetzt ist. 

§7 

In den in § 1 genannten Studiengängen ist eine Im­
matrikulation als Gaststudierender nur für solche Un­
terrichtsveranstaltungen möglich, in denen keine La­
borplätze oder andere feste Arbeitsplätze benötigt 
werden; in den Studiengängen Medizin und Zahnme.­
dizin ist sie ausgeschlossen. 

§8 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1984 in Kraft; sie 
tritt am 30. September 1985 außer Kraft. 

München,den 18.Juni 1984 

Bayerlsches Staatsministerlum 
für Unterricht und Kultus 

LV. Dr. B e r g h o f e r-W e i c hn er 
Staatssekretärin 
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